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Wachstumsregler im Pflanzenschutzgesetz 
Growth Regulators included in the Plant Protection Act 
Von Hans-Theo Laermann 
Zusammenfassung 
Durch das 2. Gesetz zur Anderung des Pflanzenschutz­
gesetzes unterliegen Wachstumsregler dem Pflanzen­
schutzgesetz und sind somit zulassungspflichtig. Es 
werden daraus resultierende Auswirkungen dargelegt 
und dabei Abgrenzungskriterien zu nicht dem Pflanzen­
schutzgesetz unterliegende Einsätze genannt. 
Abstract 
Growth regulators have been included in the 2nd Act con­
cerning the amendment of the Plant Protection Act. Thus 
growth regulators must also be approved. The effects re­
sulting from this regulation and criteria for the selection of 
those uses for which the Plant Protection Act does not apply 
are described. 
Durch Inkrafttreten des 2. Gesetzes zur Anderung des 
Pflanzenschutzgesetzes (15) sind Wachstumsregler dem 
Pflanzenschutzgesetz (13) zugeordnet und werden als 
Stoffe definiert, die dazu bestimmt sind, die Lebensvor­
gänge von Pflanzen zu beeinflussen, ohne ihrer Ernäh­
rung zu dienen; ausgenommen Pflanzenschutzmittel, 
Wasser, Düngemittel im Sinne des Düngemittelgesetzes 
(4) und Stoffe, die dazu bestimmt sind, die Wider­
standsfähigkeit von Pflanzen gegen Schadorganismen
oder Krankheiten zu erhöhen, ohne toxisch zu wirken.
Aus dieser Definition ist abzuleiten, daß der Unter­
schied zwischen Wachstumsreglern und Pflanzenschutz­
mitteln im Anwendungszweck liegt. Pflanzenschutzmit­
tel werden vor allem eingesetzt, um die Kulturpflanze 
vor Schadorganismen und Krankheiten zu schützen, da­
gegen zielt der Einsatz von Wachstumsreglern darauf 
ab, die Kulturpflanze „gewünscht" zu verändern, zu 
modifizieren oder zu korrigieren, ohne in das „gene­
tische Raster" der Pflanze einzugreifen (9). 
Die Aufnahme der Wachstumsregler in das Pflanzen­
schutzgesetz machte es erforderlich, den Oberbegriff 
Pflanzenbehandlungsmittel einzuführen, der die bis­
herigen Pflanzenschutzmittel, Zusatzstoffe und die neue 
Stoffgruppe Wachstumsregler umfaßt. Dieser Oberbe­
griff ist zu begrüßen, weil damit Lücken zwischen den 
einzelnen Stoffgruppen geschlossen werden und eine 
breite Erfassung der Stoffe möglich ist (10). Dies macht 
es aber notwendig, Abgrenzungskriterien zu schaffen 
und festzulegen, welche Stoffe mit welchen Zweckbe­
stimmungen als unter die Pflanzenschutzgesetzgebung 
fallend zu betrachten sind und welche einer Zulassung 
nicht bedürfen. 
Hierzu hat die Biologische Bundesanstalt folgende 
grundsätzliche Regelung vorgeschlagen: 
Wachstumsregler unterliegen dann der Pflanzen­
schutzgesetzgebung, wenn ihre Anwendung bzw. 
Zweckbestimmung 
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1. dem Pflanzenschutz dient oder sonst eine Beziehung
zur Land- und Forstwirtschaft hat oder
2. sich auf Kulturpflanzen und Unkräuter bezieht (letz­
tere auch im Sinne einer unerwünschten Vegetation in
der Landschaft, sowie auch Maßnahmen zur Unterhal­
tung und Pflege der Landschaft).
Um diese Regelung zu erläutern, werden im folgen­
den Beispiele der Stoffe und Zweckbestimmungen ge­
nannt, die nicht unter das Gesetz fallen: 
- Mittel zur Behandlung von Arealen, die überwie­
gend und ausschließlich bei einer industriemäßigen
Produktion benutzt werden (z. B. Algenbekämpfung in
Kühltürmen)
- Mittel für Lebensmittelbetriebe (z. B. Fungizidzusätze
zu Farben für Decken- und Wandanstriche)
- Mittel für die Unterhaltung von Gewächshäusern und
deren Einrichtungen (z. B. Algenbekämpfung auf Ge­
wächshaustischen, an Wänden und auch Entseuchung
von Kisten)
- Mittel für Schwimmbäder (z.B. Bekämpfung von Al­
gen und anderen niederen Pflanzen).
Nicht unter die Pflanzenschutzgesetzgebung fallen 
aber auch solche Stoffe, die zwar an Pflanzen angewen­
det werden, jedoch weder Pflanzenschutzmittel sind 
noch einen Einfluß auf die Lebensvorgänge der Pflan­
zen im Sinne von § 2 Nr. 5 des Pflanzenschutzgesetzes 
haben. 
Dies sind z. B. die sogenannten Blattglanzmittel und 
die Blattreinigungsmittel. Sie sind zum Zwecke einer 
kosmetischen Behandlung bestimmt. Ebenso werden 
Verdunstungsschutzmittel als nicht unter das Pflanzen­
schutzgesetz fallend betrachtet, wenn deren Wirkung 
dadurch erreicht wird, daß eine Art Schutzschicht die 
gesunde Pflanze vor äußeren Einflüssen schützt. Im 
Gegensatz hierzu stehen jene Verdunstungsschutzmit­
tel, die direkt über den Stoffwechsel zur Wirkung kom­
men und so die Lebensvorgänge der Pflanzen im Sinne 
des Gesetzes beeinflussen. 
Es gibt Stoffe, die von ihrer Zweckbestimmung her 
sowohl Pflanzenschutzmittel als auch Wachstumsregler 
sind. Beispiele hierfür sind Deiquat und Paraquat, die 
zum Zweck der Unkrautbekämpfung als Pflanzenschutz­
mittel anzusehen, jedoch bei der Zweckbestimmung 
einer Blattabtötung zur Ernteerleichterung oder dem 
Freimachen von Oberflächengewässern von einer un­
erwünschten Vegetation Wachstumsregler sind. Hier 
erfolgt eine Klassifizierung nach dem Prinzip der „ über­
wiegenden" Zweckbestimmung. 
Zu beachten ist auch, daß es seit Jahren zugelassene 
Pflanzenschutzmittel gibt, die entsprechend der jetzi­
gen Definition im Pflanzenschutzgesetz nunmehr Wachs­
tumsregler sind. Dies sind z. B. Kartoffelkeimhem­
mungsmittel und auch die bisher als Herbizid bezeich­
neten Mittel zur Bekämpfung oder Niederhaltung von 
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Aufwuchs auf Nichtkulturland, Gleisanlagen sowie an 
und in Gewässern. 
Die Aufnahme der Wachstumsregler in das Pflanzen­
schutzgesetz hat zur Folge, daß die unter das Gesetz 
fallenden Wachstumsregler "pflanzenschutzmittelgleich" 
von der Biologischen Bundesanstalt geprüft und zuge­
lassen werden müssen; d. h., die Zulassung wird nach 
§ 8 Abs. 1 Pflanzenschutzgesetz erteilt, wenn nachfol­
gend genannte Prüfungskriterien erfüllt sind:
1. der Anwendungszweck des Präparates nach dem
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis und der Tech­
nik hinreichend erfüllt wird;
2. die Erfordernisse des Schutzes der Gesundheit von
Mensch und Tier beim Verkehr mit gefährlichen Stof­
fen nicht entgegenstehen;
3. das Präparat bei bestimmungsgemäßer und sachge­
rechter Anwendung keine schädlichen Auswirkungen
auf die Gesundheit von Mensch und Tier sowie keine
sonstigen schädlichen Auswirkungen hat, die nach dem
Stande der wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht ver­
tretbar sind.
Um festzustellen, ob der Anwendungszweck nach 
Nr. 1 hinreichend erfüllt wird, werden von der Biologi­
schen Bundesanstalt praktische Zulassungsprüfungen 
auf Wirksamkeit und Phytotoxizität des Wachstums­
reglers durchgeführt. Sie erfolgen nach vorläufigen 
Richtlinien für die Prüfung von Wachstumsreglern, für 
die in der von der Biologischen Bundesanstalt heraus­
gegebenen Loseblattsammlung "Richtlinien für die amt­
liche Prüfung von Pflanzenschutzmitteln" (2) die Reihe 
15 vorgesehen ist. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sind bereits 8 vorläu­
fige Richtlinien erstellt worden, die eine Reihe von 
wichtigen Anwendungen im Acker-, Obst- und Zier­
pflanzenbau abdecken (1, 3, 5, 6, 7, 8, 11, 12). Sie sind 
auch für Prüfungen anzuwenden, die vor der Stellung 
eines Antrages auf Zulassung durchgeführt werden, 
wenn vorgesehen ist, die Ergebnisse im Zulassungs­
verfahren vorzulegen. Bei der Prüfung von Wachstums­
reglern in Indikationen, für die noch keine vorläufigen 
Richtlinien vorhanden sind, sind Anlage und Auswer­
tung der Versuche freigestellt, jedoch sollte man sich 
möglichst an ein ähnliches Prüfobjekt halten, für das 
bereits Prüfungsrichtlinien vorliegen. In solchen Fällen 
aber sollte die verwendete Versuchsmethode mitge­
teilt werden, damit der Leser der Versuchsergebnisse 
in die Lage versetzt wird, diese entsprechend zu werten. 
Uber die gesundheitlichen Voraussetzungen nach 
Nr. 2 und 3 entscheidet die Biologische Bundesanstalt 
im Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt an 
Hand von Unterlagen, die der Antragsteller vorlegen 
muß und deren Umfang in der „Richtlinie für den An­
trag auf Zulassung eines Pflanzenbehandlungsmittels" 
(14) festgelegt ist. Es müssen somit bei Anträgen auf
Zulassung von Wachstumsreglern dieselben Bedingun­
gen erfüllt werden, wie bei allen übrigen Pflanzenbe­
handlungsmitteln.
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